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I.  Wahl der Unternehmensform 

Die Wahl der Rechtsform hat persönliche, finanzielle, steuerliche und 
rechtliche Folgen. Die optimale Rechtsform gibt es nicht. Jede Rechtsform 
hat im Einzelfall ihre Vor- und Nachteile. 

A. Zivilrechtlicher Überblick Unternehmensformen 

– Einzelunternehmer: volle Kontrolle, volle Haftung 

– Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR): einfacher Zusammenschluss 
von Partnern 

– Offene Handelsgesellschaft (oHG): hohes Ansehen, aber Haftungsrisiko 

– Partnerschaftsgesellschaft (PartnG): eigenverantwortlich, trotz Partner 

– Kommanditgesellschaft (KG): leichteres Startkapital, große Unabhängig-
keit des Unternehmers 

– Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH): Haftungsbeschränkung 

– Ein-Personen-GmbH: eigener Angestellter 

– GmbH & Co. KG: vielfältige Möglichkeiten 

– Unternehmergesellschaft haftungsbeschränkt (UG): seit 1. Nov. 2008 

– Limited: Britische Gesellschaftsform (in Deutschland zulässig) 

– Aktiengesellschaft (AG) 

– Kleine AG: Alternative für Mittelständler 

– Eingetragene Genossenschaft (eG): 
Juristische Person ohne Mindestkapital 

– REIT: Neue Form der Aktiengesellschaft seit 1. Januar 2007 

– WKG: Wagniskapitalgesellschaft seit 19. August 2008 

1 
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B. Details zu den Rechtsformen 

1. Das Einzelunternehmen 

Für wen und was? 

Kleingewerbetreibende, Handwerker, Dienstleister, freie Berufe.  

Wie gründen?  
Erforderlich ist ein Unternehmer. Das Einzelunternehmen entsteht bei Ge-
schäftseröffnung, wenn keine andere Rechtsform gewählt wurde. Kaufleute 
sind ins Handelsregister einzutragen. Ausnahme: Kleingewerbetreibende. 
Ein Mindestkapital ist nicht erforderlich. 

Das Gewerbe ist bei der zuständigen Behörde anzumelden. 

Höhe der Haftung? 
Der Unternehmer haftet unbeschränkt mit seinem gesamten Vermögen, 
auch Privatvermögen. Es gibt keine rechtliche Trennung zwischen Privat- 
und Geschäftsvermögen.  

Übertragung des Einzelunternehmens/Verkauf? 
Es wird das gesamte Unternehmen übertragen.  

Wer haftet wofür nach einer Übertragung?  
Der Übergeber haftet bis zu 5 Jahre nach der Übertragung für Verbindlich-
keiten, die er selbst zu verantworten hat. Der Käufer haftet gegenüber 
Gläubigern für Alt-Schulden des Vorgängers. Die geleistete Zahlung kann er 
beim Vorgänger einfordern, §§ 25, 26 HGB. 

Erben: Vermögen und Schulden gehen auf den oder die Erben in ungeteil-
ter Erbengemeinschaft über. Das Vermögen steht allen gemeinsam zu. Es 
geht (wie das Gesetz es ausdrückt) „als Ganzes“ auf die Erben über. Einzel-
ne Miterben erhalten nicht etwa bestimmte Teile des Vermögens; sondern 
(zunächst) alle alles gemeinsam. Weil das so ist, hat ein einzelner Miterbe 
keine Rechte aus dem Nachlass. Es können nur alle gemeinsam handeln.  

Führt der Erbe das Unternehmen weiter, haftet er gem. § 27 HGB persön-
lich; d. h., mit seinem gesamten Vermögen. Er ist jedoch dadurch privile-
giert, dass er den Geschäftsbetrieb innerhalb von 3 Monaten nach Kennt-
niserlangung vom Anfall der Erbschaft einstellen kann. Allerdings gelten 
weiterhin die allgemeinen Regeln gem. §§ 1922 BGB für ihn.  
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2. Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR oder BGB-Gesellschaft) 

Für wen und was? 

Kleingewerbetreibende und Freiberufler. 

Wie gründen?  

Erforderlich sind mindestens 2 Gesellschafter. Der Gesellschaftsvertrag kann 
mündlich oder schriftlich geschlossen werden. Es besteht kein Formzwang. 
Es bedarf keiner Eintragung ins Handelsregister oder notarieller Beurkun-
dung. Ein Mindestkapital ist nicht erforderlich. Das Gewerbe ist bei der zu-
ständigen Behörde anzumelden. 

Beispiel eines GbR-Vertrages 
Zwei Arbeitskollegen gründen eine Fahrgemeinschaft. 

Gesellschaftsvertrag über die Errichtung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
 

zwischen 
Herrn Bruno Paselacki, Musterstraße 12, 45789 Gelsenkirchen 

Herrn Fredi Friedlich, Insterburger Str. 11, 45139 Essen 

 
§ 1 Gesellschaftszweck 

Zweck der Gesellschaft ist die Durchführung einer Fahrgemeinschaft von Essen nach Düssel-
dorf an 5 Werktagen (Montag bis Freitag) der Woche. 

 
§ 2 Beginn und Dauer 

Die Gesellschaft beginnt am 01. Januar 2008 und wird unbefristet abgeschlossen. 

Jeder Gesellschafter ist zur Kündigung zum Schluss eines Vierteljahres berechtigt. Die Kündi-
gung muss 6 Wochen vor Ablauf des Vierteljahres gegenüber jedem Mitgesellschafter schrift-
lich erklärt werden. Die Schriftform ist Voraussetzung für die Wirksamkeit der Kündigung. 

 
§ 3 Beiträge 

Die Gesellschafter haben folgende Beiträge zu leisten: Sie stellen für die Dauer einer Woche 
im Wechsel und auf eigene Kosten ihr privates Kraftfahrzeug für die Fahrten vom Wohn- zum 

Arbeitsort und zurück zur Verfügung. Die Reihenfolge wird durch das Alphabet bestimmt. 
 

§ 4 Geschäftsführung, Vertretung 
Sollten Geschäftsführungs- und/oder Vertretungsmaßnahmen erforderlich sein, sind diese von 

den Gesellschaftern gemeinsam zu treffen.  
 

§ 5 Aufnahme neuer Gesellschafter 
Neue Gesellschafter dürfen nur mit Zustimmung aller Mitgesellschafter aufgenommen wer-

den. Das gilt auch für die Übertragung der Gesellschafterstellung. 
 
 

Ort, Datum…………..Unterschriften 
(Bruno Paselacki)        (Fredi Friedlich) 
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